
Anzeige

MEINE MEINUNG:
Es gibt Momente,
in denen ich mir eine
weniger zuverlässige
Stromversorgung
wünsche.

www.ekz.ch

Aus Überzeugung für eine sichere Stromversorgung.
Die Elektrizitätswerke des Kantons Zürich sorgen dafür, dass die rund
eine Million Menschen in ihrem Versorgungsgebiet jederzeit sicher
und zuverlässig mit Strom versorgt werden. Die dafür notwendige
Infrastruktur umfasst 36 Unterwerke, 2400 Transformatorenstationen

und ein Leitungsnetz, dessen Länge einem Drittel des Erdumfangs ent-
spricht. Damit die Versorgungssicherheit auch in Zukunft gewährleistet ist,
investieren die EKZ jährlich rund 70 Millionen Franken in den Erhalt und den
Ausbau der Netzinfrastruktur. Wir engagieren uns – für unsere Kunden.
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Zu «Die Vielfahrer bezahlen mehr»
(Ausgabe vom 5. August 2010)

Ab Dezember 2010 können die SBB
die Tarife durchschnittlich um 5,9 Pro-
zent erhöhen. Gerechtfertigt werden die
Aufschläge unter anderem mit einer im-
mer teureren Infrastruktur und den hö-
heren Löhnen beim SBB-Personal. Ein-
zig die Einzelbillette werden nur um
2,4 statt den von den SBB geforderten
3,4 Prozenten erhöht. Damit entgehen
den Transportfirmen rund 10 Millionen
Franken. «Das ist eine kalte Dusche»,
sagt Peter Vollmer, der Direktor des Ver-
bandes öffentlicher Verkehr.

Wäre es nicht zumutbar, wenn die
vielen Gratisbezüger in den oberen
Lohnklassen des Bundes und der Trans-
portfirmen – auch die Herren Vollmer
und Meyer – und unsere «Volksvertre-
ter» in Bundesbern für ihre 1.-Klass-
Abonnemente wenigstens die Hälfte der
Kosten übernehmen müssten?

So würden bestimmt weit mehr als
10 Millionen Franken für dringend nö-
tige Investitionen zur Verfügung stehen.
Das Image unserer Bahnmanager und
Politiker würde bestimmt keinen Scha-
den nehmen!

Edgar Sprecher, Stäfa

Solidarisch für die Bahn

Politiker und Kader des Bundes sollten kein Extra-Gleis haben und ihre Bahnfahr-
ten aus dem eigenen Sack bezahlen, findet Leser Edgar Sprecher aus Stäfa. (key)

Für eine
sichere ALV

Die Finanzierungsprobleme der So-
zialwerke werden immer grösser. Dies
betrifft auch unsere Arbeitslosenversi-
cherung (ALV). Inzwischen hat sich ein
Schuldenberg von rund 7 Mrd. Franken
aufgebaut. Diese Verschuldung ist nicht
haltbar. Am 26. September kann mit ei-
nem Ja zur ALV-Revision die Rechnung
wieder ins Lot gebracht werden.

Nebst der Erhöhung der Abzüge um
0,2 Prozent und der Einführung eines
befristeten Solidaritätsprozents für Gut-
verdiener werden mit der Vorlage vor al-
lem auch Fehlanreize abgebaut. Studien-
absolventen müssen 120 Tage warten,
bevor sie die ALV erhalten. Arbeitslose
müssen neu mindestens so lange Beiträ-
ge einbezahlt haben, wie sie Arbeits-
losengelder beziehen. Die Bezugsdauer
von Arbeitslosen unter 25 Jahre (und
ohne Kinder) wird neu auf maximal 200
Taggelder (9 Monate) begrenzt. Mit die-
sen Massnahmen werden Fehlanreize
abgebaut, denn die Reform hat zum Ziel,
die jungen Arbeitslosen rasch wieder
dem Arbeitsmarkt zuzuführen.

Irene Thalmann,
Kantonsrätin FDP, Präsidentin a. i.

FDP-Frauen Schweiz, Wilen Junge Arbeitslose würden von der
ALV-Reform «hart angefasst», heisst es
verschiedentlich. Dabei wird ausgeblen-
det, dass die revidierte Arbeitslosen-
versicherung die Integration junger Stel-
lenloser mit diversen Massnahmen för-
dert. Keinem Jungen ist gedient, lange
von Arbeitslosengeld zu leben. Deshalb
wird die Bezugsdauer gekürzt, nicht
aber die Höhe der Taggelder.

Länger als ein Jahr arbeitslos sind
nur 4 Prozent der 15- bis 24-jährigen
Stellensuchenden. Wichtig für die so-
ziale Ausgewogenheit ist, dass die Re-
form auf die familiäre Situation Rück-

sicht nimmt. So wird die Wartezeit bis
zur Ausschüttung von heute 5 Tagen
nur für Personen ohne Kinder auf 10
bis 20 Tage erhöht. Die viel diskutierte
«Zumutbarkeit» einer Arbeit wird für
Arbeitslose unter 30 Jahren nicht ver-
schärft, wenn sie Kinder haben. Und
im Gegensatz zu allen andern europäi-
schen Ländern sind zum Beispiel Schul-
und Studienabgänger weiterhin gegen
Arbeitslosigkeit versichert, ohne Beiträ-
ge bezahlt zu haben. Deshalb stimme
ich der sinnvollen Reform der ALV zu.

Yvonne Suter, Präsidentin CVP Linth,
Rapperswil-Jona

Sinnvolle ALV-Reform

EU-Indoktrinierung
Obwohl wir ja Ferien hätten, läuft die

Indoktrinierung in Richtung EU tagtäg-
lich in regelmässigen Artikeln. Merkt
euch, Schweizer: Mehr Unterwerfung
unter die zentralistische EU wird uns
mehr Freiheit bringen! Das ist die absur-
de Botschaft. Ob sich das Schweizer
Volk ein X für ein U vormachen lassen
wird? Wohl kaum!

Regina Abt, Oetwil am See

Zum Leserbrief «Scheinheilige FDP»
(Ausgabe vom 16. Juli)

Ich muss voranstellen, dass ich Mit-
glied der FDP bin und somit dem von
Leserbriefschreiber Olivier Kessler be-
zeichneten «Lügenhaufen» angehöre. Er
beschimpft Gaby Huber, Fraktions-
chefin der FDP, als scheinheilig, weil sie
nach dem Rücktritt von Bundesrat Leu-
enberger den Anspruch der SP auf den
frei werdenden Sitz aus Konkordanz-
gründen unterstützt. Er vergisst jedoch,
dass sogar massgebliche Stimmen aus
der SVP der SP den zweiten Sitz zuge-
stehen. Nationalrat Oskar Freysinger
regt sich dagegen auf, man sei vor voll-
endete Tatsachen gestellt worden, ohne
innerparteiliche Debatte. Herr Kessler,
wäre es nicht nützlicher, in den Reihen
der SVP für Einigkeit zu sorgen?

Man beruft sich immer auf die Kon-
kordanz. Vergisst aber, dass Konkor-
danz auch die Bereitschaft voraussetzt,
gemeinsam mit politisch anders Den-
kenden das Land zu regieren. So lange

die SVP Kandidaten aufstellt, die nur
Parteiinteressen vertreten, ist es für die
anderen bürgerlichen Parteien schwie-
rig, diese zu unterstützen. Der Partei-
ausschluss von Eveline Widmer-
Schlumpf, der besten SVP-Bundesrätin,
beweist, dass es der SVP nur um Macht-
anspruch geht und nicht um die Quali-
tät der Kandidaten.

Leserbriefe wie der von Olivier Kess-
ler tragen nichts zur Verbesserung der
politischen Kultur bei. Es geht doch
nicht an, dass in einem demokratischen
Staat politisch anders Denkende als
«Lügenhaufen» und als «scheinheilig»
beschimpft werden. Mit solchen Äusse-
rungen schadet er der SVP selbst am
meisten. Er wird doch nicht glauben,
auf diese Art die übrigen bürgerlichen
Parteien motivieren zu können, die SVP
zu untersützen. Auf die Unterstützung
von anderen Parteien ist aber auch die
SVP angewiesen, wenn sie Wahlen oder
Abstimmungen gewinnen will.

Gottfried Huber, Wädenswil

Schädliche Giftelei gegen die FDP


